
Abteilung
Finanzkontrolle Schwarzarbeit

- 2 -

—

—

—

bei der Oberfinanzdirektion Köln

BKA-Herbsttagung 2006

Illegale Migration – Gesellschaften und polizeiliche
Handlungsfelder im Wandel

Herausforderungen und Problemlagen bei konkreten Ermittlungsverfahren –
Handlungserfordernisse – Bereich Schwarzarbeit

Eberhard Haake
Abteilungsleiter

Anrede

Zunächst möchte ich mich für die Einladung zur diesjährigen Herbsttagung des

Bundeskriminalamtes bedanken!

Gerne nehme ich die Gelegenheit wahr, das Referat von Herrn Hiller für den Be-

reich Schwarzarbeit aus der Sicht der Finanzkontrolle Schwarzarbeit der Zollver-

waltung zu ergänzen.

� Aufgaben und Befugnisse der Finanzkontrolle Schwarzarbeit (FKS) der
Zollverwaltung

Wie Ihnen sicher bekannt ist, sind wir vor fast drei Jahren gestartet und liegen

seitdem gut im Rennen. In der Erkenntnis, dass eine Konzentration der Ressour-

cen der beste Weg ist, Bürokratismen und Reibungsverluste möglichst gering zu

halten, wurden Ende 2003 die Bediensteten der Arbeitsverwaltung und der Zoll-

verwaltung, die sich ehedem getrennt um die Bekämpfung der Schwarzarbeit und

illegalen Beschäftigung gekümmert haben, unter dem neuen Dach der Finanz-

kontrolle Schwarzarbeit zusammengeführt. Zusätzliche Verstärkung haben wir

durch Bedienstete der verschiedensten Verwaltungszweige erhalten, etwa aus

Landespolizeien, Steuerverwaltungen, Kommunalbehörden usw. Insgesamt ver-

fügt die Finanzkontrolle Schwarzarbeit mittlerweile über einen Personalkörper

von ca. 6300 Beschäftigten.
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Neben dieser eher internen Mammutaufgabe haben wir aber auch den uns vom

Gesetzgeber zugewiesenen Auftrag keineswegs vernachlässigt! Es war uns vom

ersten Tag an klar, dass uns in Anbetracht der Dimension unserer Aufgabe und

der Erwartungshaltung der Gesellschaft keine Schonfrist zugebilligt worden war.

Das Volumen der Schwarzarbeit in unserem Land lässt sich kaum zuverlässig

abschätzen, da wir es hier mit einem Dunkelfeld zu tun haben. Ähnliches gilt für

die Bemessung von Erfolgen unserer Arbeit, zumindest soweit es um die Wir-

kung der präventiven Strategie-Elemente und dem damit einhergehenden Be-

wusstseinswandel in der Bevölkerung geht. Der Ökonomie-Professor Friedrich

Schneider der österreichischen Universität Linz , der seit vielen Jahren gemein-

sam mit dem deutschen Institut für Angewandte Wirtschaftsforschung in Tübin-

gen das Volumen der Schattenwirtschaft in Deutschland, Österreich und der

Schweiz nach methodischen Grundsätzen schätzt und auch  einen Vergleich zu

18 anderen OECD-Ländern herstellt, hat das Volumen der Schattenwirtschaft in

Deutschland für das Jahr 2005 auf 346 Milliarden Euro geschätzt. Schattenwirt-

schaft umfasst allerdings nicht nur Schwarzarbeit, sondern auch gewisse andere

Kriminalitätsformen und Aktivitäten. 346 Milliarden Euro entsprechen 15,6 % des

deutschen Bruttoinlandsprodukts. Selbst wenn man die anderen Kriminalitätsfor-

men subtrahiert, geht es hier um einen gigantischen durch Schwarzarbeit er-

reichten Umsatz. Im europäischen Vergleich liegt Deutschland danach im

Mittelfeld.

Daneben gibt es eine empirische Studie der Rockwool-Foundation in Kopenha-

gen, d.h. Rockwool führt Umfragen in der Bevölkerung durch und ist zu dem Er-

gebnis gekommen, dass z.B. im Jahr 2004 insgesamt 3,1 % aller in Deutschland

geleisteten Arbeitsstunden durch Schwarzarbeit geleistet wurden. Diese Ein-

schätzung ist erheblich geringer als die von Prof. Schneider, aber auch sie be-

schreibt ein bedrohliches Volumen der Schwarzarbeit und macht angesichts der

hohen Arbeitslosigkeitsquote in unserem Land die gewaltige politische und ge-

sellschaftliche Sprengkraft des Problems deutlich. Selbst nach der vorher ge-

nannten Rockwool-Studie entsprach die Zahl der von Schwarzarbeitern im Jahr

2004 erbrachten Arbeitsstunden knapp 1,3 Millionen Beschäftigten. Deshalb

musste der Staat spürbar reagieren und dies hat er insbesondere durch steuerli-

che Maßnahmen, aber auch durch die Gründung der Finanzkontrolle Schwarzar-

beit getan.
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Trotz der beträchtlichen Unterschiede in der konkret bezifferten Einschätzung

sind sich diejenigen, die das Volumen der Schwarzarbeit schätzen, also Schnei-

der und Rockwool und andere in einem Punkt einig:

In den letzten Jahren geht die Schwarzarbeit in Deutschland erstmals seit langer

Zeit zurück. Von 2004, also seit dem Bestehen der FKS, bis heute geht Schnei-

der von einem Rückgang der Schattenwirtschaft von immerhin etwa 25 Milliarden

Euro Umsatz aus.

Die Frage ist, inwieweit dieser Rückgang auch auf die Präventions- und Verfol-

gungstätigkeit der Finanzkontrolle Schwarzarbeit und die immer intensivere Zu-

sammenarbeit mit anderen Behörden im In- und Ausland  zurückzuführen ist. Als

fachlich Verantwortlicher der Finanzkontrolle bin ich natürlich davon überzeugt,

dass uns ein erheblicher Anteil daran zuzumessen ist. Selbst wenn dies so ist,

liegen jedoch weiterhin Deliktsfelder von ungeheuren Ausmaßen vor uns. Wir

haben es schon lange nicht mehr nur mit dem Massenphänomen und Kavaliers-

delikt Schwarzarbeit, sondern mit Kriminalität zu tun, die zunehmend auch in or-

ganisierten und mafiosen Strukturen durchgeführt wird und nicht selten mit

Schleusung, Ausbeutung und Menschenhandel einhergeht.

Lassen Sie mich damit zur praktischen Arbeit der FKS kommen:

� Verdachtslose Prüfungen

Die FKS erfüllt eine Doppel-, wenn nicht sogar eine Dreifachfunktion: zunächst

führen wir verdachtslose Prüfungen durch, darüber hinaus aber auch Ermitt-

lungsverfahren. Diese wiederum können einerseits Ordnungswidrigkeiten, ande-

rerseits auch Straftaten betreffen.

Das Schwarzarbeitsbekämpfungsgesetz, das am 1. August 2004 in Kraft getreten

ist, gibt der FKS im Prüfungsverfahren weitgehende Möglichkeiten und Befug-

nisse. Zu nennen ist hier das Recht, Personen, also insbesondere Arbeitgeber

und Arbeitnehmer, zu befragen. Hierzu müssen unsere Prüfkräfte die Personen

natürlich zunächst einmal antreffen, und deswegen gibt das Gesetz uns das

Recht, bestimmte Orte, das sind Orte, an denen gearbeitet wird, zu betreten,

eben auch gegen den Willen der Eigentümer und vor allem ohne Voranmeldung!

Dies ist ein gesetzliches Privileg, um das uns andere Vollzugsbehörden „benei-

den“.

.
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� Ermittlungsverfahren bei Ordnungswidrigkeiten und Straftaten

Das zweite wichtige Standbein der FKS besteht in der Ermittlungsarbeit. Ermitt-

lungsarbeit findet bei der FKS sowohl wegen Ordnungswidrigkeiten, als auch

wegen Straftaten statt. Die Ordnungswidrigkeiten stehen nach der gesetzlichen

Konzeption zwar auf einer niedrigeren Stufe des Unrechtsgehalts als die Strafta-

ten, was aber keinesfalls dazu führen darf, diese als Bagatellen anzusehen. Der

Bereich der Ordnungswidrigkeiten, insbesondere auch bei den grenzüberschrei-

tenden Dienstleistungen, ist von großer Wichtigkeit. Hierzu verweise ich nur auf

die derzeit geführte Diskussion zur Erweiterung des Anwendungsbereichs des

Arbeitnehmerentsendegesetzes. So handelt der Arbeitgeber ordnungswidrig, der

seinen im Baugewerbe eingesetzten Arbeitnehmern nicht den deutschen Min-

destlohn bezahlt. Festgesetzte Geldbußen können hier leicht sechsstellige Be-

träge erreichen.

� Deliktsbereiche / Handlungsfelder

Im Zentrum unserer täglichen Arbeit stehen somit das Vorenthalten von Sozial-

versicherungsabgaben und Steuern sowie die missbräuchliche Inanspruchnahme

staatlicher Sozialleistungen. Soweit es dabei um Arbeitskräfte aus anderen Län-

dern geht, stehen die genannten Zuwiderhandlungen oft in Verbindung mit Ver-

stößen gegen das Aufenthaltsrecht oder das Recht zur Ausübung einer

entgeltlichen Tätigkeit; soweit es um die Drahtzieher und eigentlichen Profiteure

geht, ist nicht selten der Zusammenhang zur Schleusungskriminalität und zu

ausbeuterischem Menschenhandel gegeben. Der Zusammenarbeit zwischen den

entsprechend gesetzlich eingebundenen Behörden kommt deshalb eine wach-

sende Bedeutung zu.

� Beispielsfall: Ermittlungsgruppe „Stahl“ – Kooperation von Bundespoli-
zeiamt Saarbrücken, Landeskriminalamt Saarland und FKS Saarbrücken

Lassen Sie mich das bitte an einem kürzlich abgeschlossenen Fall verdeutlichen:

Es handelt sich um die Ermittlungsgruppe „Stahl“, bei der die FKS eng mit dem

Bundespolizeiamt Saarbrücken und dem Landeskriminalamt Saarland zusam-

mengearbeitet hat. Die frühzeitige Zusammenarbeit war sinnvoll, weil schnell

abzusehen war, dass die Zuständigkeiten verschiedener Behörden tangiert wür-
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den und die jeweiligen personellen und technischen Möglichkeiten so optimal

genutzt werden konnten.

� Werkvertragsverfahren

Dieser Fall betrifft den Bereich des so genannten „Werkvertragsverfahrens“.

Hierunter ist ein Verfahren zu verstehen, in dem Unternehmen aus mittel- und

osteuropäischen Staaten sowie der Türkei in Deutschland zur Ausführung von

Werkverträgen im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuches tätig werden dürfen. Die

Grundlage hierfür sind bilaterale Regierungsvereinbarungen, die Deutschland

Ende der 80er Jahre mit einigen Staaten geschlossen hat. Diese sehen ein

streng reglementiertes Verfahren vor, nach dem Unternehmen aus dem Ausland,

die dort tätig sind und nicht lediglich ein Anwerbebüro unterhalten, im Rahmen

eines Kontingents in Deutschland tätig werden dürfen. Auf deutscher Seite ist für

die Durchführung des Verfahrens die Bundesagentur für Arbeit zuständig, für die

Kontrolle der Einhaltung der Regelungen die Zollverwaltung.

Wichtig ist, dass die Unternehmen ihren in Deutschland eingesetzten Arbeitneh-

mern, es handelt sich primär um solche des Baugewerbes, die in Deutschland

üblichen Arbeitsbedingungen gewähren müssen, insbesondere also die hiesigen

Arbeitszeit- und Arbeitssicherheitsstandards sowie Löhne. Die Sozialversiche-

rungsbeiträge und Steuern führen sie im Heimatland ab.

Generell ist das Werkvertragsverfahren für die FKS interessant, weil vielfach nur

Briefkastenfirmen im Entsendestaat existieren und außerordentlich geringe Löh-

ne ausgezahlt werden. Immer wieder ist der Bereich des strafbaren Lohnwuchers

erreicht. Oft sind die Arbeitnehmer damit sogar einverstanden, weil sie dennoch

ein Vielfaches dessen verdienen, was sie im Heimatland erhalten würden. Dieser

Umstand, dass sich die Opfer nicht als solche wahrnehmen, macht die Ermitt-

lungsarbeit oft sehr schwierig.  Es gibt bei alledem auch immer wieder Fälle, in

denen den Arbeitern nicht einmal die geringen versprochenen Löhne gezahlt

werden.

� Modus operandi

Zurück zur Ermittlungsgruppe „Stahl“: Betroffen waren hier Unternehmen und

Arbeitnehmer aus der Türkei. Der Hauptbeschuldigte ist deutscher Staatsange-

höriger, er stammt aus der Türkei. Aufgebaut hat er ein Firmengeflecht, mit des-

sen Hilfe er türkische Arbeitnehmer zur Ausführung von Betonarmierungsarbeiten



- 6 -

- 7 -

nach Deutschland geholt hat. Bezahlt hat er ihnen Dumpinglöhne, sie lagen im

Bereich von 3,50 Euro bis 4,00 Euro pro Stunde. Der gesetzliche Mindestlohn

betrug jedoch 12,47 Euro.

Offiziell tauchte der Hauptbeschuldigte in keinem der involvierten Unternehmen

auf, überall hatte er Strohleute eingesetzt. Das Firmengeflecht bestand aus vier

Bauunternehmen in der Türkei, zweien in Deutschland sowie einem „Dienstleis-

tungsunternehmen“, ebenfalls in Deutschland.

Die Bauunternehmen in der Türkei schlossen Werkverträge mit den deutschen

Bauunternehmen, die auf dem Papier allen Anforderungen der Bundesagentur

für Arbeit genügten, so dass sie stets genehmigt wurden. Von der Anklage um-

fasst sind mehr als 50 Werkverträge mit insgesamt 2500 türkischen Bauarbeitern.

Tatsächlich handelte es sich bei den türkischen Bauunternehmen aber um reine

Anwerbebüros. Der Hauptbeschuldigte hatte diese teils extra gegründet, teils

bestehende Unternehmen bzw. deren Namen gekauft. Die entsprechenden Un-

terlagen genau wie Briefbögen und Firmenstempel aller beteiligten Unternehmen

konnten bei Durchsuchungen in Räumlichkeiten des Hauptbeschuldigten sicher-

gestellt werden.

Entscheidend ist hier, dass es sich in keinem Fall um entsendefähige Unterneh-

men handelte, da in der Türkei keinerlei Aufträge ausgeführt wurden. Dies führte

dann dazu, dass auch die Befreiung von der Pflicht, in Deutschland Sozialversi-

cherungsbeiträge zu entrichten, nicht mehr griff. Gleiches gilt für die Steuerpflicht,

da auch die Voraussetzungen des Doppelbesteuerungsabkommens nicht gege-

ben waren.

Wären die Hintergründe der Bundesagentur für Arbeit bekannt gewesen, hätte

sie niemals der Erteilung der Einreisevisa zugestimmt und auch keine Ar-

beitserlaubnisse erteilt. Insgesamt hat der Hauptbeschuldigte nach den Ermitt-

lungen nahezu 1000 Visa erschlichen und hiermit mehr als 400 türkische Arbeiter

nach Deutschland gebracht, mit denen er Bauaufträge im Gesamtwert von rund

16 Mio. Euro abgewickelt hat.

Ein Teil der Arbeiter war gar nicht erst für die Bauarbeiten vorgesehen, sie sollten

nur nach Deutschland eingeschleust werden, auch zur Weiterreise in andere

Schengen-Staaten. Andere Arbeiter haben Asyl-Anträge gestellt oder in anderen

Branchen, etwa in der Gastronomie, gearbeitet.

Verwirklicht wurden hierdurch nach der Auffassung der Ermittlungsbehörden

ganz erhebliche Straftaten. Hierzu gehören neben Betrug und Vorenthalten von
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Sozialversicherungsbeiträgen auch Lohnwucher, Visaerschleichung, gewerbliche

und bandenmäßige Einschleusung von Ausländern und Steuerhinterziehung.

� Kooperation der Ermittlungsbehörden

Der Ermittlungserfolg in diesem Fall konnte nur durch die enge Zusammenarbeit

der Finanzkontrolle Schwarzarbeit mit anderen Ermittlungsbehörden gewährleis-

tet werden. Hier sind das Bundeskriminalamt, die Bundespolizei und natürlich die

Länderpolizeien zu nennen.

Gespeist wurde die Ermittlungsgruppe von Beginn an mit Erkenntnissen aller

beteiligten Behörden, die unabhängig voneinander im Rahmen ihrer Zuständig-

keiten auf den Beschuldigten aufmerksam geworden waren. So konnte das be-

sondere Fachwissen aller Behörden genutzt werden. Für das Landeskriminalamt

sind hier insbesondere die Delikte „banden- und gewerbsmäßiges Einschleusen

von Ausländern“ und „Geldwäsche“ zu nennen, für die FKS der „Betrug zum

Nachteil der Sozialversicherungsträger“ und das „Vorenthalten und Veruntreuen

von Arbeitsentgelt“.

� Beispielsfall: Sonderkommission „Eisbär“ – Kooperation von Bundes-
polizei und FKS

Wichtig ist die Zusammenarbeit aber insbesondere wegen der dadurch verstärk-

ten Ermittlungsmöglichkeiten. Das Personal der FKS ist zwar erheblich aufge-

stockt worden, je nach Größe des Einsatzes reichen diese Ressourcen dennoch

nicht aus. So fand im August dieses Jahres im Rahmen der Sonderkommission

„Eisbär“ die BAO „Pinguin“ statt. Diese BAO wurde eingerichtet, um eine bun-

desweite Maßnahme durchzuführen, während der mehrere Haft- sowie unzählige

Durchsuchungsbefehle vollstreckt wurden. Durchsucht wurde an 110 Orten in

ganz Deutschland. Ermittelt wurde und wird gegen eine italienisch-rumänische

Tätergruppe, die nach unseren bisherigen Erkenntnissen Arbeitnehmer aus Ost-

europa und Nicht-EU-Ländern eingeschleust und als Schwarzarbeiter zu weit

untertariflichen Löhnen in Eisdielen eingesetzt hat. Es geht dabei um mehrere

tausend Arbeitskräfte, die als Bedienungen, Reinigungs- und Haushaltshilfen

beschäftigt wurden.

An dieser Maßnahme waren insgesamt 1800 Beamte beteiligt. Hiervon hat die

Bundespolizei 200 Beamte gestellt, wozu auch eine Beweissicherungs- und

Festnahmehundertschaft gehörte.
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Die Reihe der Beispielfälle aus dem Aufgabenbereich der FKS, die eine frühzeiti-

ge und enge Kooperation zwischen Bundes- und Landesbehörden erfordern,

ließe sich beliebig erweitern. Doch das würde den Rahmen der heutigen Veran-

staltung sprengen.

� Fazit und Ausblick

Gestatten Sie mir zum Schluss meiner Ausführungen daher ein kurzes Fazit:

Die Internationalisierung und Professionalisierung der Kriminalität verlangt ver-

stärkte Kooperationen der Ermittlungsbehörden. Nur auf diesem Weg wird es uns

möglich sein, gemeinsam kriminelle Strukturen aufzudecken und zu bekämpfen.

Von elementarer Bedeutung ist hierbei selbstverständlich die Zusammenarbeit im

konkreten Ermittlungsfall. Wir können uns mit Blick auf unsere korrespondieren-

den gesetzlichen Aufträge und auf das gemeinsame Ziel der inneren Sicherheit –

und dazu zähle ich ausdrücklich auch die Sicherung unserer Sozialsysteme –

keine Berührungsängste in der Zusammenarbeit, geschweige denn irgendeine

Art von Konkurrenzdenken, leisten.

Über die Zusammenarbeit im konkreten Fall hinaus sind wir gut beraten, wenn

wir uns gegenseitig an unseren Erfahrungen und Erkenntnissen partizipieren

lassen und auch im Sinne einer effizienten Ressourcennutzung arbeitsteilige

Strategien anstreben.

Das Gemeinsame Analyse- und Strategiezentrum Illegale Migration (GASIM) in

Berlin, das der Präsident des BKA, Herr Ziercke, bereits in seinem Vortrag er-

wähnt hat, ist in diesem Sinne ein wegweisender und viel versprechender Schritt.

Als ein weiteres Beispiel lohnenden Erfahrungstransfers kann ich hier die Ver-

mögensabschöpfung anführen. Die Finanzkontrolle Schwarzarbeit profitiert  seit

ihrem Bestehen von dem stark ausgeprägten Know How der Dienststelle, die von

meinem Vorredner; Herrn Hiller geleitet wird, dem Landeskriminalamt Stuttgart, in

Sachen Vermögensabschöpfung.
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Auch die Bundespolizeidirektion mit ihrer weit über die Grenzen unseres Staates

hinaus anerkannten Kompetenz im Bereich der Urkundsdelikte ist ein aus unse-

rer Sicht zukunftsweisendes Exempel für eine arbeitsteilige Spezialisierung bei

der Verfolgung gemeinsamer Ziele.

Diesen Weg sollten wir ausbauen und einvernehmliche Strategien daraus ablei-

ten. So können wir in Zukunft unseren Staat und unsere Rechts- und Sozialord-

nung schützen, aber eben auch die Opfer auf Seiten der Arbeitnehmer! Denn die

aus Sicht der FKS illegalen Arbeitskräfte, die Täter von Ordnungswidrigkeiten

oder Straftaten sein können, sind immer mehr auch Opfer, Opfer von skrupello-

sen Profiteuren und Menschenhändlern, die ihrer eigenen Gewinnmaximierung

alles unterordnen, auch jede Menschlichkeit!


